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tisationsabführungen an das übergeordnete Organ, die 
nicht der planmäßigen Finanzierung der Investitionen 
der Forschungs- und Rationalisierungseinrichtungen 
dienen, sind nur in Ausnahmefällen mit Genehmigung 
des Leiters des zuständigen zentralen Staatsorgans zu­
lässig. Soweit den Forschungs- bzw. Rationalisierungs­
einrichtungen mit dem Plan eine staatliche Plankenn­
ziffer „Investitionen (materielles Volumen)“ zur eigen­
verantwortlichen Durchführung von Investitionen über­
geben wird, sind den Forschungs- und Rationalisie­
rungseinrichtungen die über ihr Amortisationsaufkom­
men hinaus erforderlichen Mittel durch das überge­
ordnete Organ planmäßig zur Verfügung zu stellen.

§28
Die Rechtsvorschriften über Produktionsfondsabgabe 

finden in Forschungs- und Rationalisierungseinrich­
tungen keine Anwendung.

XI.
Vereinfachte Bestimmungen 

für Rationalisierungseinrichtungen

§29
(I) Die Generaldirektoren der WB und Direktoren 

der Kombinate können für ihnen unterstehende klei­
nere Rationalisierungseinrichtungen folgende verein­
fachte Bestimmungen zur Anwendung bringen:

a) Die Rationalisierungseinrichtungen erhalten ihre 
Aufgaben ausschließlich vom Generaldirektor der 
WB bzw. vom Direktor des Kombinats. Die er­
teilten Aufgaben sind von den Rationalisierungs­
einrichtungen und Anwenderbetrieben gemeinsam 
zu präzisieren.

b) Für jede Aufgabe sind der Rationalisierungsein­
richtung Zeit- und Kostenlimite zu übergeben. 
Bei Nichteinhaltung des Zeit- und Kostenlimits 
sowie der Zielstellung ist der Anwenderbetrieb 
berechtigt, bei der WB bzw. dem Kombinat einen 
Abschlag vom berechneten Kostenvolumen gemäß 
Buchst, c zu fordern. Eine Überschreitung des 
Kostenlimits ist nur bei einer notwendigen Verän­
derung der Aufgabenstellung mit Zustimmung des 
Anwenderbetriebes zulässig.

c) Die Abrechnung der wissenschaftlich-technischen 
Leistungen der Rationalisierungseinrichtungen er­
folgt nach Bestätigung des Ergebnisses durch den 
Anwender auf der Basis eines Stundenverrech­
nungssatzes. Der Stundenverrechnungssatz ist vom 
Generaldirektor der VVB bzw. vom Direktor des 
Kombinats zu bestätigen. Er entspricht dem Ver­
hältnis von geplanten Kosten, die unmittelbar der 
Lösung der Rationalisierungsaufgaben dienen, zu 
den geplanten- produktiv zu leistenden Arbeits­
stunden. Der Anwenderbetrieb hat in Höhe des 
abgerechneten Betrages eine Kostenerstattung 
an den Gewinnfonds der VVB bzw. des Kombi­
nats zu leisten.

d) Der Prämienfonds sowie der Kultur- und Sozial­
fonds der Rationalisierungseinrichtung ist bei der 
WB bzw. dem Kombinat aus dem Gewinnfonds 
zu bilden. Über zusätzliche Zuführungen zum 
Prämienfonds aus dem Gewinn- oder Reserve­
fonds der WB bzw. des Kombinats sowie über 
Minderungen des Prämienfonds entscheidet der 
Generaldirektor der VVB bzw. der Direktor des

Kombinats in Übereinstimmung mit der zuständi­
gen Gewerkschaftsleitung am Jahresende in Ab­
stimmung mit dem Leiter der Rationalisierungs­
einrichtung auf der Grundlage der Erfüllung aus­
gewählter Effektivitätskennziffern und -kriterien 
in den Anwenderbetrieben.

e) Die Finanzierung der einfachen und erweiterten 
Reproduktion der Rationalisierungseinrichtungen 
erfolgt aus dem Investitionsfonds der VVB bzw. 
des Kombinats. Die laufenden Aufwendungen der 
Rationalisierungseinrichtungen sind aus Umlauf­
mitteln der VVB bzw. des Kombinats zu finanzie­
ren.

(2) Die Pflicht zum Abschluß von Wirtschaftsverträ­
gen gemäß § 9 Abs. 1 dieser Anordnung zwischen VVB 
bzw. Kombinaten und Betrieben, die nicht der gleichen 
VVB oder dem gleichen Kombinat angehören, wird 
durch die vereinfachten Bestimmungen des Abs. 1 nicht 
berührt.

XII.
Schlußbestimmungen

§30
(1) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1973 in 

Kraft.
(2) Die in den Forschungseinrichtungen auf der 

Grundlage der Anordnung vom 30. September 1968 
über die auftragsgebundene Finanzierung wissenschaft­
lich-technischer Aufgaben und die Bildung und Ver­
wendung des Fonds Wissenschaft und Technik (GBl. II 
Nr. HO S. 859) gebildeten Leistungsfonds sind mit dem 
Inkrafttreten dieser- Anordnung aufzulösen. Die noch 
vorhandenen Mittel sind an das übergeordnete Organ 
abzuführen. Das übergeordnete Organ hat diese Mittel 
als Finanzierungsquelle für planmäßige Aufgaben des 
Jahres 1973, vorrangig zur Ausstattung der Forschungs­
einrichtungen mit Umlaufmitteln gemäß § 27 Abs. 1 
dieser Anordnung, zu planen. Sofern auf der Grund­
lage des Abs. 6 noch leistungsabhängige Zuschläge für 
wissenschaftlich-technische Aufgaben bzw. Anteile am 
Anwendemutzen für Rationalisierungsaufgaben reali­
siert werden, ist davon ein den Grundsätzen der §§15 
und 16 dieser Anordnung entsprechender Betrag auszu- 
sondem und für Zuführungen zum Prämienfonds zu 
verwenden. Die restlichen Mittel sind an das überge­
ordnete Organ abzuführen.

(3) Mit Wirkung vom 31. Dezember 1972 treten außer 
Kraft:
— Anordnung vom 30. September 1968 über die auf­

tragsgebundene Finanzierung wissenschaftlich-tech­
nischer Aufgaben und die Bildung und Verwen­
dung des Fonds Wissenschaft und Technik (GBl. II 
Nr. 110 S. 859),

— Richtlinie vom 30. September 1968 über die Preis­
bildung für wissenschaftlich-technische Leistungen 
(GBl. II Nr. 110 S. 865),

— Richtlinie vom 30. September 1968 für die Anwen­
dung von Prinzipien der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung in den naturwissenschaftlich-techni­
schen Einrichtungen der Deutschen Demokratischen 
Republik (GBl. II Nr. HO S. 867),

— Anordnung vom 14. Februar 1969 über die Bildung 
und Verwendung des Prämienfonds sowie des Kul­
tur- und Sozialfonds in naturwissenschaftlich-techni-


